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Landeskirchensteuerbeschluss 

Vom 10. April 2005 (ABl. 2005 S. A 129) 

 

Änderungsübersicht 

Lfd. 

Nr. geänderte Paragraphen 

Art der 

Änderung Änderung durch Datum Fundstelle 

1.  Abschnitt II geändert Beschluss zur Änderung des Landeskirchensteuerbeschlusses 19.11.2007 ABl. 2008 S. 34 

   Bekanntmachung der Neufassung 19.11.2007 ABl. 2008 S. 34 

2.  Abschnitt I geändert Verordnung mit Gesetzeskraft zur Änderung kirchensteuer-

rechtlicher Vorschriften (Art. 2) 

08.12.2008 ABl. 2008 S. A 190 

   Bekanntmachung der Neufassung 08.12.2008 ABl. 2009 S. A 16 

3.  Abschnitte I, II, III, IV geändert Kirchengesetz zur Änderung kirchensteuerrechtlicher Vor-

schriften (Art. 2) 

15.11.2015 ABl. 2015 S. A 258 

   Bekanntmachung der Neufassung 07.04.2016 ABl. 2016 S. 62 

4.  Abschnitte II, IV geändert, 

eingefügt 

Beschluss zur Änderung des Landeskirchensteuerbeschlusses 14.11.2016 ABl. 2016 S. A 207 

5.  Abschnitte I, II, III, IV geändert Beschluss zur Änderung des Landeskirchensteuerbeschlusses 11.07.2021 ABl. 2021 S. A 321 

   Bekanntmachung der Neufassung 09.12.2021 ABl. 2021 S. A 321 

6.  Abschnitte I, IV geändert, 

eingefügt 

Beschluss zur Änderung des Landeskirchensteuerbeschlusses 18.11.2024 ABl. 2024 S. A 260 

7.  Abschnitte IV geändert Kirchengesetz zur Änderung kirchensteuerrechtlicher Vor-

schriften (Art. 2) 

13.04.2025 ABl. 2025 S. A 144 

 

Aufgrund von §§ 3 Absatz 1, 11 Absatz 1 des Kirchensteuergesetzes hat die 

Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens Folgen-

des beschlossen: 

 

 

I. 

(1) Die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens erhebt kalenderjähr-

lich von allen kirchensteuerpflichtigen Kirchengliedern eine Landeskirchen-

steuer. Sie beträgt, sofern im Folgenden nicht anders geregelt, 9 Prozent der 

Einkommensteuer, Lohnsteuer und Kapitalertragsteuer, bei der Einkommens-

teuer jedoch höchstens 3,5 Prozent des im Steuerbescheid ausgewiesenen zu 

versteuernden Einkommens (Kappung). Wird Einkommensteuer als Kapitaler-

tragsteuer erhoben, beträgt die Kirchensteuer auch dann 9 Prozent der Kapital-

ertragsteuer und ist nach Maßgabe der landesrechtlichen Bestimmungen durch 

den Kirchensteuerabzugsverpflichteten im Sinne des § 51a Absatz 2c Satz 1 

Einkommensteuergesetz in dieser Höhe einzubehalten und abzuführen, wenn 

die Kapitalerträge außerhalb des Anwendungsbereichs dieses Landeskirchen-

steuerbeschlusses entstehen. 
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(2) Die Regelungen dieses Landeskirchensteuerbeschlusses zu Ehegatten und 

Ehen sind nach Maßgabe der landesrechtlichen Bestimmungen auch auf Le-

benspartner und Lebenspartnerschaften im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 1 des 

Lebenspartnerschaftsgesetzes vom 16. Februar 2001 (BGBl. I S. 266), das zu-

letzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20. Juni 2014 (BGBl. I S. 786) geän-

dert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, anzuwenden. 

(3) Gehört der Ehegatte eines kirchensteuerpflichtigen Kirchengliedes keiner 

kirchensteuererhebenden Körperschaft an und werden die Ehegatten zur Ein-

kommensteuer zusammen veranlagt, so beträgt die Kirchensteuer des kirchen-

steuerpflichtigen Ehegatten höchstens 3,5 Prozent seines Anteils am gemein-

sam zu versteuernden Einkommen, der sich aus dem Verhältnis der Summe 

seiner Einkünfte zur Summe der Einkünfte beider Ehegatten ergibt. 

(4) Vor der Berechnung der Kirchensteuer ist die Bemessungsgrundlage nach 

§ 51a Absatz 2 Einkommensteuergesetz zu ermitteln. In den Fällen, in denen 

der Ehegatte keiner kirchensteuererhebenden Körperschaft angehört und die 

Ehegatten zur Einkommensteuer zusammen veranlagt werden, ist Satz 1 vor 

der Aufteilung der gemeinsamen Einkommensteuerschuld auch für die Auftei-

lungsbeträge anzuwenden. Bei der Ermittlung und Erhebung der Kirchensteu-

er als Zuschlag zur Kapitalertragsteuer findet § 51a Absätze 2b bis 2e Ein-

kommensteuergesetz Anwendung. 

 

II. 

(1) Für die Bemessung der Landeskirchensteuer bei der Pauschalierung der 

Lohnsteuer nach §§ 40, 40 a Absatz 1, Absatz 2a und 3 und § 40b Einkom-

mensteuergesetz gilt: 1. Wendet der Arbeitgeber das vereinfachte Verfahren 

an, so beträgt die vom Arbeitgeber zu übernehmende pauschale Kirchensteuer 

5 Prozent der pauschalen Lohnsteuer sämtlicher Arbeitnehmer. Die so ermit-

telte pauschale Kirchensteuer, die vom Arbeitgeber in der Lohnsteuer-

Anmeldung gesondert anzugeben ist, wird von der Finanzverwaltung im Ver-

hältnis 18 : 82 auf die Konfessionen „römisch-katholisch“ und „evangelisch“ 

aufgeteilt. 

2. Wendet der Arbeitgeber das Nachweisverfahren an und weist nach, dass 

einzelne Arbeitnehmer keiner kirchensteuererhebenden Körperschaft angehö-

ren, ist für diese Arbeitnehmer keine Kirchensteuer und für alle übrigen Ar-

beitnehmer Kirchensteuer in Höhe von 9 Prozent (allgemeiner Kirchensteuer-

satz) der pauschalen Lohnsteuer zu erheben. Diese Kirchensteuer ist grund-

sätzlich der jeweils kirchensteuererhebenden Körperschaft zuzuordnen. Kann 
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der Arbeitgeber für einzelne Arbeitnehmer die Zuordnung zur jeweiligen kir-

chensteuererhebenden Körperschaft nicht vornehmen, gilt insoweit ebenfalls 

der allgemeine Kirchensteuersatz. Die Finanzverwaltung teilt dann die auf 

diese Arbeitnehmer entfallende Kirchensteuer entsprechend den Bestimmun-

gen in Nummer 1 auf. 

(2) Die zur Bemessung der Kirchensteuer bei Pauschalierung der Lohnsteuer 

getroffenen Regelungen gelten zur Bemessung der Kirchensteuer bei Pauscha-

lierung der Einkommensteuer nach § 37 a und § 37 b Einkommensteuergesetz 

sinngemäß. 

 

III. 

(1) Die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Sachsens erhebt kalenderjähr-

lich von kirchensteuerpflichtigen Kirchengliedern, deren Ehegatte oder Leben-

spartner keiner kirchensteuererhebenden Körperschaft angehört, bei gemein-

sam zu versteuerndem Einkommen der Ehegatten oder Lebenspartner ein ge-

staffeltes Besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe oder Lebens-

partnerschaft als Landeskirchensteuer nach folgender Tabelle: 

Stufe Bemessungsgrundlage 

(gemeinsam zu ver-

steuerndes Einkommen) 

Euro                       Euro 

Jährliches 

Kirchgeld 

Monatliches 

Kirchgeld 

1 50.000      bis          57.499 96 8 

2 57.500      bis          69.999 156 13 

3 70.000      bis          82.499 276 23 

4 82.500      bis          94.999 396 33 

5 95.000      bis         107.499 540 45 

6 107.500    bis         119.999 696 58 

7 120.000    bis         144.999 840 70 

8 145.000    bis         169.999 1.200 100 

9 170.000    bis         194.999 1.560 130 

10 195.000    bis         219.999 1.860 155 

11 220.000    bis         269.999 2.220 185 

12 270.000    bis         319.999 2.940 245 
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13 320.000               und mehr 3.600 300 

 

(2) Bei der Ermittlung der Bemessungsgrundlage des Besonderen Kirchgeldes 

in glaubensverschiedener Ehe oder Lebenspartnerschaft ist § 51a Einkommen-

steuergesetz zu beachten. 

(3) Besteht die Kirchensteuerpflicht nicht während des gesamten Kalenderjah-

res, wird für die Kalendermonate, in denen die Steuerpflicht gegeben ist, ein 

monatliches Besonderes Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe oder Leben-

spartnerschaft erhoben, welches einem Zwölftel des jährlichen Besonderen 

Kirchgeldes entspricht. Beginnt oder endet die glaubensverschiedene Ehe oder 

Lebenspartnerschaft im Laufe eines Kalenderjahres, ist das jährliche Besonde-

re Kirchgeld für jeden vollen Kalendermonat, in dem die glaubensverschiede-

ne Ehe oder Lebenspartnerschaft nicht bestanden hat, um ein Zwölftel zu kür-

zen. 

(4) Es ist eine Vergleichsberechnung zwischen der Kirchensteuer vom Ein-

kommen und dem Besonderen Kirchgeld in glaubensverschiedener Ehe oder 

Lebenspartnerschaft durchzuführen, wobei der höhere Betrag festgesetzt wird. 

 

IV. 

(1) Für die außerhalb des Freistaates Sachsen liegenden Gebietsteile der Evan-

gelisch-Lutherischen Landeskirche Sachsens findet der Kirchensteuerbe-

schluss der in dem jeweiligen Bundesland überwiegend zuständigen evangeli-

schen Landeskirche Anwendung. 

(2) Abschnitt I Absatz 1 Satz 3 in der am 31. Dezember 2015 geltenden Fas-

sung ist erstmals auf nach dem 31. Dezember 2014 zufließende Kapitalerträge 

anzuwenden. Auf vor dem 1. Januar 2015 zugeflossene Kapitalerträge ist Ab-

schnitt I Absatz 1 Satz 3 in der am 30. Dezember 2015 geltenden Fassung wei-

terhin anzuwenden. 

(3) Abschnitt 1 Absatz 2 in der am 31. Dezember 2015 geltenden Fassung ist 

in allen Fällen anzuwenden, in denen die Kirchensteuer noch nicht bestands-

kräftig festgesetzt ist. Abweichend von Satz 1 sind die Bestimmungen über 

das Besondere Kirchgeld in glaubensverschiedener Lebenspartnerschaft (Ab-

schnitt III) erstmals für den Veranlagungszeitraum 2014 in allen noch nicht 

bestandskräftigen Entscheidungen anzuwenden. 

(4) Abschnitt I Absatz 4 in der am 30. Dezember 2015 geltenden Fassung ist 

letztmals für den Veranlagungszeitraum 2015 anzuwenden. Beim Steuerabzug 
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vom Arbeitslohn gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass diese Fassung letztmals auf 

den laufenden Arbeitslohn anzuwenden ist, der für einen vor dem 1. Januar 

2016 endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und auf sonstige Bezüge, 

die vor dem 1. Januar 2016 zufließen. 

(5) Abschnitt II Absatz 1 in der am 31. Dezember 2016 geltenden Fassung ist 

erstmals anzuwenden bei laufendem Arbeitslohn, der für einen nach dem 

31. Dezember 2016 endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und bei 

sonstigen Bezügen, die nach dem 31. Dezember 2016 zufließen. Abschnitt II 

Absatz 2 in der am 31. Dezember 2016 geltenden Fassung ist erstmals anzu-

wenden bei Sachprämien und Sachzuwendungen, die nach dem 31. Dezem-

ber 2016 zufließen. 

(6) Abschnitt II Absatz 1 in der am 31. Dezember 2021 geltenden Fassung ist 

erstmals anzuwenden auf den laufenden Arbeitslohn, der für einen nach dem 

31. Dezember 2021 endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird und auf 

sonstige Bezüge, die nach dem 31. Dezember 2021 zufließen. Abschnitt II 

Absatz 2 in der am 31. Dezember 2021 geltenden Fassung ist erstmals anzu-

wenden bei Sachprämien und Sachzuwendungen, die nach dem 31. Dezember 

2021 zufließen. Abschnitt III Absatz 1 in der am 31. Dezember 2021 gelten-

den Fassung ist erstmals anzuwenden auf den Veranlagungszeitraum 2022. 

(7) Abschnitt III Absatz 1 in der am 31. Dezember 2024 geltenden Fassung ist 

erstmals anzuwenden auf den Veranlagungszeitraum 2025. 

 

V. 

(Inkrafttreten) 

 

_________________________ 

 


